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I ALLGEMEINES 

A  ÜBERSICHTSLISTE ZUM EINGANG DER STELLUNGNAHMEN IM RAHMEN DER 

BEHÖRDENBETEILIGUNG GEM. § 4 ABS. 2 BAUGB UND BETEILIGUNG DER 

NACHBARGEMEINDEN GEM § 2 ABS. 2 BAUGB  

 
STELLUNGNAHMEN 

 TRÄGER ÖFFENTLICHER 
BELANGE 

vom 

Ohne 
Hinweise, 

Anregunge
n und 

Bedenken 

Mit Hinweisen 
und 

Anregungen 

Mit 
Anregungen 

und 
Bedenken 

1. Landesforsten Rheinland-Pfalz 
Forstamt Rheinhessen 
Friedrichstraße 26 
55232 Alzey 

06.04.2022 X   

2. Generaldirektion kulturelles Erbe 
Rheinland-Pfalz 
Direktion Landesarchäologie 
Abteilung Erdgeschichte 
Niederberger Höhe 1 
D-56077 Koblenz 

06.04.2022 X   

3. Landesbetrieb Liegenschafts- 
und Baubetreuung 
Niederlassung Mainz 
Postfach 3969 
55029 Mainz 

12.04.2022 X   

4. Bundesamt für Infrastruktur, 
Umweltschutz und 
Dienstleistungen der 
Bundeswehr 
Fontainengraben 200 
53123 Bonn 

25.04.2022 X   

5.  Wasserversorgung 
Rheinhessen-Pfalz GmbH 
Rheinallee 87 
55294 Bodenheim 

26.04.2022 X   

6.  EWR Netz GmbH 
Postfach 12 23 
55220 Alzey 

27.04.2022  
X 

(lfd. – Nr.1 in II) 
 

7.  Generaldirektion kulturelles Erbe 
Rheinland-Pfalz 
Direktion Landesarchäologie 
Mainz 
Große Langgasse 29 
55116 Mainz 

03.05.2022  
X 

(lfd. – Nr.2 in II) 
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8. Dienstleistungszentrum 
Ländlicher Raum Rheinhessen-
Nahe-Hunsrück 
Rüdesheimer Str. 60-68 
55545 Bad Kreuznach 

03.05.2022 X   

9. Industrie- und Handelskammer 
für Rheinhessen 
Rathenaustraße 20 
67517 Worms 

04.05.2022 X   

10. Struktur- und 
Genehmigungsdirektion Süd 
Postfach 42 40 
55032 Mainz 

11.05.2022  
X 

(lfd. – Nr. 3 in II) 
 

11. Kreisverwaltung Mainz-Bingen 
Bauen und Umwelt 
Postfach 1355 
55206 Ingelheim am Rhein 

12.05.2022  
X 

(lfd. – Nr.4 in II) 
 

12. Landeshauptstadt Mainz 
Postfach 3820 
55028 Mainz 

18.05.2022 X   

13. LBM Landesbetrieb Mobilität 
Worms 
Schönauer Straße 5 
67547 Worms 

18.05.2022 X   

14. Landwirtschaftskammer 
Rheinland-Pfalz 
Dienststelle Alzey 
Otto-Lilienthal-Straße 4 
55232 Alzey 

18.05.2022 X   

15. Vodafone GmbH / Vodafone 
Deutschland GmbH 
Zurmaiener Straße 175 
54292 Trier 

20.05.2022 X   

16. Landesamt für Geologie und 
Bergbau Rheinland-Pfalz 
Postfach 10 02 55 
55133 Mainz 

01.06.2022  
X 

(lfd. – Nr.5 in II) 
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Von den mit Schreiben vom 06.04.2022 beteiligten Behörden gingen bis zum 20.05.2022, 

bzw. heute insgesamt 16 Stellungnahmen Bebauungsplanänderung „Bahnhofstraße“ der 

Ortsgemeinde Dexheim ein. Hinweise bzw. Anregungen wurden von 5 Behörden 

vorgebracht; Anregungen bzw. Bedenken wurden von keiner Behörde vorgebracht; 11 der 
eingegangenen Stellungnahmen der Behörden hatten weder Anregungen, Hinweise noch 
Bedenken vorzubringen. 
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B  ÜBERSICHTSLISTE ZUM EINGANG DER STELLUNGNAHMEN DER 

ÖFFENTLICHKEITS- UND BÜRGERBETEILIGUNG IM RAHMEN DER 

OFFENLAGE GEM. § 3 ABS. 2 BAUGB 

Im Zuge der Öffentlichkeits- und Bürgerbeteiligung im Rahmen der Offenlage gem. § 3 

Abs. 2 BauGB, die in der Zeit vom 14.04.2022 bis einschließlich 20.05.2022 in der 
Verbandsgemeindeverwaltung Rhein-Selz; Fachbereich 3 – Bauliche Infrastruktur; 
Sant´Ambrogio Ring 33; 55276 Oppenheim während der Dienststunden stattfand, wurde 

keine Stellungnahme zur Planung abgegeben. 
 
 

C  EINFÜHRUNG / VORGEHENSWEISE 

Nachfolgend werden die abgegebenen Stellungnahmen der einzelnen Behörden 
wiedergegeben. Dazu wird eine (kurze) Erwiderung aus Sicht der Bauleitplanung (kursiv 
gedruckt) abgegeben und ein Beschlussvorschlag für den Ortsgemeinderat formuliert. Die 
kompletten Stellungnahmen sind als Anhang beigefügt. 
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II BEHANDLUNG DER HINWEISE, ANREGUNGEN UND BEDENKEN DER 

BEHÖRDEN 

1. EWR Netz GmbH 

Schreiben vom 27.04.2022 
 

Kurzfassung: 

 Keine Bedenken gegen die Planung 
 Keine Netzbauarbeiten im Planungsbereich (in Planung) 

Versorgungsanlagen im Planbereich 

 Bestandspläne sind zu berücksichtigen 

 Genaue Lage der Leitungen ist durch Handschachtung festzustellen 

 Die aufgeführten Schutzstreifen und Mindestabstände sind zu beachten 

 Schutzstreifen sind von jeglicher Bebauung oder Bepflanzung mit Bäumen 
oder tiefwurzelnden Sträuchern freizuhalten 

 Tätigkeiten innerhalb sind der EWR Netz GmbH anzuzeigen und 
Schutzmaßnahmen abzustimmen 

 Mindestabstände dürfen ohne Sondermaßnahmen nicht unterschritten 
werden 

 Sondermaßnahmen sind mit EWR Netz GmbH abzustimmen 

 Keine Einwirkungen, die den Bestand, Betrieb oder die Unterhaltung der 
Leitungen beeinträchtigen oder gefährden 

 Verweis auf behördliche Festlegungen, einschlägigen Vorschriften und 
Regeln der Technik 

 Verursacher haftet für Schäden 

 Anweisung der Bauunternehmen, aktuelle Bestandspläne vor Baubeginn 
anzufordern, Kontaktaufnahme mit Betriebsstelle 

 Kosten für Leitungssicherungsmaßnahmen oder Umlegungen werden dem 
Verursacher in Rechnung gestellt 

 Um die Tiefenlage der Leitungen festzustellen, sind Suchschachtungen 
herzustellen 

 

Kommentar: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die ausgeführten Hinweise sollten unter C. Hinweise Nr. 11 „Versorgungsleitungen EWR 
Netz GmbH“ wie folgt übernommen werden: 
 
11. Versorgungsleitungen EWR Netz GmbH 
 
Im Geltungsbereich 1 des Bebauungsplanes sind Versorgungsanlagen der EWR Netz GmbH 
vorhanden. Im Rahmen von Bauarbeiten sind aktuelle Bestandspläne vor Baubeginn 
anzufordern und mit der Betriebsstelle Kontakt aufzunehmen. Die Bestandspläne sind zu 
berücksichtigen und die Tiefenlage der Leitungen sind durch Handschachtungen 
festzustellen. Die aufgeführten Schutzstreifen (Bestandspläne) sind einzuhalten.  
 

Beschlussvorschlag: 

Die Textlichen Festsetzungen sind unter C. Hinweise Nr. 11 wie oben 

dargestellt zu ergänzen. 
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2. Generaldirektion kulturelles Erbe, Mainz 

Schreiben vom 03.05.2022 

 

Kurzfassung: 

 Keine archäologischen Funde bekannt 

 Vorhandensein kann nicht ausgeschlossen werden 
 Beobachtung einer Villenlage bei der Ziegelei gegenüber dem Bahnhof – 

falls bei Erdarbeiten archäologische Befunde angetroffen werden, müssten 
diese dokumentiert und ausgegraben werden 

 Verursacherprinzip gem. § 21 Denkmalschutzgesetz RLP 
 

Kommentar: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Der vorhandene Hinweis „1. Bodendenkmal“ sollte um den Zusatz des Verursacherprinzips 
wie folgt ergänzt werden: 
 
1. Bodendenkmale 

[…] 

 Sollten wirklich archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der Direktion 

Landesarchäologie ein angemessener Zeitraum einzuräumen, damit 

Rettungsgrabungen, in Absprache mit den ausführenden Firmen, planmäßig den 

Anforderungen der heutigen archäologischen Forschung entsprechend durchgeführt 

werden können. Im Einzelfall ist mit Bauverzögerungen zu rechnen. Je nach Umfang 

der evtl. notwendigen Grabungen sind von Seiten der Bauherren/Bauträger 

finanzielle Beiträge für die Maßnahmen erforderlich (§ 21 Denkmalschutzgesetz RLP 

– Verursacherprinzip). 

 
 

Beschlussvorschlag: 

Die Textlichen Festsetzungen sind unter C. Hinweise Nr. 1 wie oben dargestellt 

zu ergänzen. 
 



  

 

 

 

 

 

Stellungnahmen im Rahmen der Bürger- und Behördenbeteiligen; Bebauungsplan „Bahnhofstraße“ 
Ortsgemeinde Dexheim  Seite 8 

 

 

 
 

3. Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd 

Schreiben vom 11.05.2022 

 

Kurzfassung: 

Allgemein Wasserwirtschaft – Gewässer/Hochwasserschutz 

 Die Zufahrt befindet sich mit einem Abstand von über 10m zum Dexheimer 
Bach (Gewässer III. Ordnung)  keine Bedenken 

 Hinweis auf Gefährdung durch Starkregenereignisse: Tieflinien und 
Abflusswege, die bei Starkregen erhöhte Regenwassermengen abführen  
betreffen den bestehenden Bebauungsplan 

Grundwasserschutz, Trinkwasserversorgung 

 Plangebiet befindet sich nicht in einem Trinkwasserschutzgebiet 

 Grundwassernutzungsanlagen (Brunnen) sind im Planbereich nicht 
erkennbar 

  keine Bedenken 

Abwasserbeseitigung 

 Grundsätzlich keine Bedenken hinsichtlich Entwässerungskonzeption 

 C. Hinweis Nr. 7 
o Hundertjähriges Ereignis ist nicht passend/konkret genug 
o Für den Ausgleich der Wasserführung hinsichtlich einer Einleitung in 

den Graben ist mindestens ein 50 jähriges Regenereignis 
anzusetzen (Retention; z.B. in den Zisternen, Versickerungsanlagen 
o.ä.) 

o Für die Bemessung der Kanalisation ist ein 2-5-jähriges 
Regenereignis in Absprache bzw. Vorgabe des Kanalnetzbetreibers 
anzusetzen 

o Grundstücksentwässerung wie üblich gem. DIN 1986-100 sie in 
Absprache bzw. Vorgaben Kanalnetzbetreibers 

 Hinweis zur Einleitung Niederschlagswasser in den Graben sowie 
Versickerung sollten aufgeführt werden 

o Unverschmutztes Niederschlagswasser von Dach-, Hof- und 
Wegeflächen aus öffentlichen und privaten Bereichen sollte 
zurückgehalten und möglichst versickert werden, sofern keine 
Altlasten o.ä. entgegenstehen 

o Versickerung über belebte Bodenzone (mindestens 20cm 
Oberbodenschickt) z.B. mittel flacher Mulde 

o Niederschlagswasser von Straßen, Wegen und Hofflächen darf nur 
über belebte Bodenzone versickern 

o  falls Versickerung nicht möglich, ist eine gedrosselte Einleitung in 
ein Fließgewässer (direkt oder Regenwasserkanal) vorzunehmen 

o Zwischenschaltung von Zisternen wird empfohlen 
o Breitflächige Versickerung über flache Mulden sind erlaubnisfrei  

bei gezielte Versickerung (tiefe Mulden, Becken, Schächte) ist eine 
wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich 

o Bei Einleitung in ein Fließgewässer und einer abflußwirksamen 
Fläche von weniger als 300m² ist eine schriftliche Anzeige inkl. 
Erforderliche Pläne/Unterlagen bei der Unteren Wasserbehörde 
einzureichen 

o Bei Versickerung, insbesondere über Rigolen und Sickerschächte ist 
ein Abstand von mindestens einem Meter zwischen Sohle der 
Versickerungsanlage und dem mittleren, höchsten 
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Grundwasserstand einzuhalten 
o Bei direkter oder indirekter Einleitung in ein Fließgewässer ist 

hinsichtlich der Abflussverschärfung ein Ausgleich der 
Wasserführung nach §28 LWG erforderlich 

o  sollten in Hinweise übernommen werden 
o Empfehlung: Entwässerungskonzeption vorab mit der zuständigen 

Wasserbehörde abstimmen 

Bodenschutz 

 Für Plangebiet und Ausgleichsfläche (Gemarkung Dexheim Flur 8, Flurstück 
16/11) sind keine Altlasten, Altablagerungen, Altstandorte, schädliche 
Bodenveränderungen oder Verdachtsflächen bekannt 

 Informationen oder Erkenntnisse über abgelagerte Abfälle, Altstandorte, 
Verdachtsflächen sind zu melden (Anzeigepflicht nach § 5 Abs. 1 
Landesbodenschutzgesetz) 

  soll in Hinweise übernommen werden 

   

Kommentar: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
 
Die Anmerkungen zur Abwasserbeseitigung (Hinweise Nr. 7) und zur Gefährdung durch 
Starkregenereignisse werden zur Kenntnis genommen. Diese beziehen sich ausschließlich 
auf den bereits bebauten Bereich. Der Änderungsbereich ist hiervon nicht betroffen. Für die 
1. Änderung des Bebauungsplanes ergeben sich dadurch keine Anpassungen. 
 
Die Anmerkungen sollten in die C. Hinweise unter Nr. 12 (Niederschlagswasser und 
Versickerung) und Nr. 13 (Altablagerungen, Altstandorte und gefahrenverdächtige 
Beeinträchtigungen der Bodenfunktion) übernommen werden: 
 
12. Niederschlagswasser und Versickerung 
 

 Unverschmutztes Niederschlagswasser von Dach-, Hof- und Wegeflächen aus 
öffentlichen und privaten Bereich sollte zurückgehalten (siehe hierzu auch Hinweis 
Nr. 6) und möglichst als Brauchwasser (Bewässerung, Toilettenspülung) genutzt 
bzw. versickert werden, sofern keine Altlasten o.ä. diesem entgegenstehen.  
 

 Die Versickerung sollte über belebte Bodenzonen (mindestens 20cm 
Oberbodenschicht) z.B. flache Mulden geschehen. Die breitflächige Versickerung 
über flache Mulden ist erlaubnisfrei. Bei gezielten Versickerungen (tiefe Mulden, 
Becken, rigolen, Schächte etc.) sowie für die Einleitung in ein Fließgewässer ist eine 
wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich. Die Antragsunterlagen sind rechtzeitig vor 
Baubeginn bei der Kreisverwaltung Mainz-Bingen, Untere Wasserbehörde, 
einzureichen. 

 

 Bei Versickerung, insbesondere über Rigolen und Sickerschächte ist ein Abstand von 
mindestens einem Meter zwischen Sohle der Versickerungsanlage und dem 
mittleren, höchsten Grundwasserstand einzuhalten. 

 

 Bei der Einleitung in ein Fließgewässer und einer abflußwirksamen Fläche von 
weniger als 300m² ist eine schriftliche Anzeige inkl. erforderlichen Plänen/unterlagen 
bei der Unteren Wasserbehörde einzureichen. Bei direkter oder indirekter Einleitung 
in ein Fließgewässer ist hinsichtlich der Abflussverschärfung ein Ausgleich der 
Wasserführung nach §27 LWG erforderlich. 



  

 

 

 

 

 

Stellungnahmen im Rahmen der Bürger- und Behördenbeteiligen; Bebauungsplan „Bahnhofstraße“ 
Ortsgemeinde Dexheim  Seite 10 

 

 

 
 

 
 
13. Altablagerungen, Altstandorte und gefahrverdächtige Beeinträchtigungen der 

Bodenfunktion 
 

 Es besteht die Anzeigepflicht nach §5 Abs. 1 LBodSchG vom 25.07.2005 (GVBl. Vom 
02.08.2005, S. 302) für Grundstückseigentümer und Inhaber der tatsächlichen 
Gewalt über das Grundstück (Mieter / Pächter) bei ihnen bekannte Anhaltspunkte für 
das Vorliegen einer schädlichen Bodenveränderung oder Altlast. Diese ist 
unverzüglich der zuständigen Behörde (Regionalstelle Struktur- und 
Genehmigungsdirektion Süd) zu melden.“ 

 

 Beschlussvorschlag: 

Die Hinweise zu den textlichen Festsetzungen sind unter C. Hinweise wie oben 

genannt zu ergänzen. 
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4. Kreisverwaltung Mainz-Bingen 

 Schreiben vom 12.05.2022 

 

Kurzfassung: 

 Keine Bedenken aus landesplanerischer Sicht 

Sicherung der Zuwegung 

 Festsetzung nach § 9 Abs.1 Nr. 20 BauGB von der Wegeführung 
betroffenen Abschnitt des Geltungsbereiches herausnehmen und es bei § 9 
Abs. 1 Nr.15 und Abs. 6 BauGB festgesetzte Grünfläche belassen 

Begründung: 

 Unter Allgemeines 1.2 Aufstellungsbeschluss fehlt das Datum des 
Änderungsbeschlusses und das Datum der Veröffentlichung im Amtsblatt 

 müssen ergänzt werden 

Redaktionelle Anmerkungen: 

 Nordpfeil und Maßstabsleiste fehlen auf der Planzeichnung, der Beikarte 1 
und dem Übersichtsplan 

 Bitte um Ergänzung 

 

Kommentar: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnisgenommen. 
 
Die Ausgleichsfläche A1 sollte aufgrund des Eingriffes über den Wirtschaftsweg nicht weiter 
über §9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB rechtlich gesichert, sondern als reine private Grünfläche über 
§9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 festgelegt werden. Als Ausgleich für den Eingriff in die ehemals 
Ausgleichsfläche A1 wird in räumlicher Nähe die Ausgleichsfläche A3 entwickelt. 
 
Die Verfahrensvermerke (Datum des Änderungsbeschlusses und der Veröffentlichung im 
Amtsblatt) sollten ergänzt werden.  
 
Redaktionelle Anmerkungen: 

 Planzeichnung: der Nordpfeil ist vorhanden, der Maßstab ist im Planstempel 
vermerkt, sollte jedoch im Bereich der Planzeichnung ergänzt werden, um eine klare 
Trennung der 3 abgebildeten Pläne/Karten zu gewährleisten. 

 Beikarte 1: der Maßstab ist vorhanden, der Nordpfeil sollte ergänzt werden 

 Übersichtskarte: Nordpfeil und Maßstab sollten ergänzt werden. 
 

 

 Beschlussvorschlag: 

Die Redaktionellen Anmerkungen und Verfahrensvermerke sind wie oben 

dargestellt anzupassen. Die Festsetzungen zur Ausgleichsfläche A1 sind zu 

streichen und die Fläche ist als private Grünfläche festzusetzen. 
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5. Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz 

 Schreiben vom 01.06.2022 

 

Kurzfassung: 

Bergbau/ Altbergbau: 

 Bebauungsplan liegt teilweise auf dem Bergwerkfeld „Louise“ 

 Kenntnisse über den Eigentümer sowie Dokumentationen über den 
tatsächlich erfolgten Abbau liegen nicht vor 

 Aktuell kein Bergbau unter Bergaufsicht im Gebiet 

Boden und Baugrund 

Allgemein: 

 Bei Eingriffen in den Baugrund sind einschlägigen Regelwerke zu 
berücksichtigen (u.a. DIN 4020, DIN EN 1997-1 und -2, DIN 1054) 

 Bei Neubauvorhaben und größeren An- und Umbauten werden 
Baugrunduntersuchungen werden empfohlen 

 Bei allen Bodenarbeiten sind DIN 19731 und DIN 18915 zu berücksichtigen 

 Verweis auf Flyer „Sicher Bauen in Rheinhessen“ 

Mineralische Rohstoffe: 

 Keine Einwände, sofern keine Überschneidung von landespflegerischen 
Kompensationsmaßnahmen außerhalb des Geltungsbereiches mit 
Rohstoffsicherungsflächen des Regionalen Raumordnungsplans  

 

Kommentar: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Der bereits vorhandene C. Hinweis Nr. 5 „Oberboden“ sollte in „Boden und Baugrund“ 
umbenannt und wie folgt ergänzt werden: 
 

5. Oberboden Boden und Baugrund 

 Der bei den Bauarbeiten anfallende Oberboden und der kulturfähige Unterboden 

sollen gemäß § 202 BauGB auf dem jeweiligen Grundstück zur Herstellung von 

Vegetationsflächen wieder aufgetragen werden, hierbei ist sind die DIN 19731 und 

DIN 18915 zu beachten. 

 Die Anforderungen der DIN 1054, DIN 4020 und DIN EN 1997 -1 und -2 an den 

Baugrund sind zu beachten.  

 Bei Neubauvorhaben und größeren An- und Umbauten werden 

Baugrunduntersuchungen empfohlen. 

 
 

 Beschlussvorschlag: 

Die Textlichen Festsetzungen sind unter C. Hinweise wie oben genannt zu 

ergänzen. 
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III BEHANDLUNG DER HINWEISE, ANREGUNGEN UND BEDENKEN DER 

ÖFFENTLICHKEIT UND DER BÜRGER 

Es wurden im Rahmen der Öffentlichkeits- und Bürgerbeteiligung keine 

Stellungnahmen abgegeben.  

 

 BESCHLUSSVORSCHLAG FÜR III : 
 

 Kenntnisnahme. 

 

 

 

IV STELLUNGNAHMEN OHNE BEDENKEN UND ANREGUNGEN 

Die Behörden, deren Stellungnahme ohne Bedenken, Anregungen oder Hinweise 

abgegeben wurde, sind der Übersichtsliste über den Eingang der Stellungnahmen zu 

entnehmen.  

 

 BESCHLUSSVORSCHLAG FÜR IV : 
 

 Kenntnisnahme. 

 

  

  

 


